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Die Verwaltung des Stockwerkeigentums
In der Regel werden gewisse Aufgaben, welche einer Stockwerkeigentümergemeinschaft zukom-
men, von einer Verwaltung erledigt. Der vorliegende Artikel gibt eine Übersicht über die Bestel-
lung und die Aufgaben der Verwaltung sowie die Beendigung des Verwaltungsvertrags.

Die Verwaltung des Stockwerkeigentums 
regelt das Gesetz in Art. 712q ff. ZGB, wo­
bei der Gesetzgeber die Stockwerkeigentü­
mergemeinschaft nicht zur Bestellung ei­
ner Verwaltung verpflichtet. Es steht den 
Stockwerkeigentümern somit grundsätz­
lich frei, ob sie eine Verwaltung einsetzen 
möchten oder nicht. Sofern jedoch ein 
Eigentümer die Bestellung einer Verwal­
tung fordert, so hat die Gemeinschaft die­
ser Forderung nachzukommen. Andern­
falls kann der betreffende Eigentümer die 
Bestellung einer Verwaltung gerichtlich 
durchsetzen (Art. 712q Abs. 1 OR). Nebst 

Matthias Fricker 
Rechtsanwalt, Fricker Seiler  

Rechtsanwälte, Wohlen und Muri

jedem Eigentümer steht das Recht, die Be­
stellung einer Verwaltung zu verlangen, 
gemäss Art. 712q Abs. 1 OR auch Dritten 
zu, welche ein berechtigtes Interesse daran 
haben. Das Gesetz erwähnt diesbezüglich 
namentlich Pfandgläubiger oder Versiche­
rer. Denkbar ist aber etwa auch die Berech­
tigung eines Wohnberechtigten, eines Mie­
ters (beispielsweise, wenn die Benutzung 
der gemeinschaftlichen Anlagen problema­
tisch ist) oder eines Vertragspartners der 
Stockwerkeigentümergemeinschaft (z. B. 
eines Unternehmers). Voraussetzung für 
den Anspruch von Dritten ist jedoch im­
mer, dass diese ein berechtigtes Interesse an 
der Einsetzung der Verwaltung haben. Die 
Verwaltung wird entweder auf Antrag eines 
oder mehrerer Stockwerkeigentümer infol­
ge Wahl durch die Stockwerkeigentümer­
versammlung oder, wenn sich die Gemein­
schaft weigert, eine Verwaltung einzusetzen, 
durch Urteil bestellt. 

Person des Verwalters
Der Verwalter muss handlungsfähig sein. 
Es kann sich bei der Person sowohl um ei­
nen Stockwerkeigentümer als auch um ei­

nen Dritten handeln, wobei auch eine ju­
ristische Person als Verwaltung eingesetzt 
werden kann. Da sich die Verwaltung um 
diverse Angelegenheiten im Zusammen­
hang mit Stockwerkeigentum zu kümmern 
hat, ist eine genügende Ausbildung im 
Bereich der Liegenschaftsverwaltung sehr 
empfehlenswert. 

Der Verwaltungsvertrag
Zwischen der Verwaltung und der Stock­
werkeigentümergemeinschaft besteht ein 
Vertrag. In der Regel handelt es sich bei 
diesem Vertrag um einen Auftrag gemäss 
Art. 394 ff. OR. Der Vertrag kann grund­
sätzlich auch mündlich oder sogar still­
schweigend abgeschlossen werden. In der 
Praxis empfiehlt sich jedoch der Abschluss 
eines schriftlichen Vertrags, in welchem die 
Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 
möglichst genau festgehalten werden. 
Ebenfalls soll im Verwaltungsvertrag die 
Entschädigung der Verwaltung festgelegt 
werden.

Die Aufgaben der Verwaltung
Häufig werden die Aufgaben der Verwal­
tung bereits im Reglement der Stockwer­
keigentümergemeinschaft erwähnt. Auch 
in diesem Fall ist es aber wichtig, die ent­
sprechenden Bestimmungen in den Ver­
waltungsvertrag zu übernehmen. Gemäss 
Art. 712s ZGB vollzieht der Verwalter alle 
Handlungen der gemeinschaftlichen Ver­
waltung gemäss den Vorschriften des Ge­
setzes und des Reglements sowie gemäss 
den Beschlüssen der Stockwerkeigentü­
merversammlung. Weiter hat er von sich 
aus alle dringlichen Massnahmen zur Ab­
wehr oder Beseitigung von Schädigungen 
zu treffen. Diese Bestimmung ist jedoch in 
weiten Teilen dispositiver Natur, was be­
deutet, dass Art. 712s ZGB den vertragli­
chen Vereinbarungen oder den Bestim­
mungen im Reglement nachgeht. Somit 
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kann die Stockwerkeigentümergemein­
schaft die gesetzlich vorgesehenen Aufga­
ben der Verwaltung in weiten Teilen ein­
schränken. Andererseits ist es aber auch 
zulässig, der Verwaltung auch zusätzliche, 
im Gesetz nicht vorgesehene Aufgaben zu 
übertragen. Die Erweiterung der Aufgaben 
hat ihre Grenze jedoch dort, wo das Gesetz 
zwingende Zuständigkeiten der einzelnen 
Stockwerkeigentümer oder der Stockwer­
keigentümerversammlung vorschreibt. Zu 
letzteren gehören beispielsweise sämtliche 
Verwaltungshandlungen, welche durch ei­
nen Mehrheitsbeschluss der Stockwerkei­
gentümerversammlung angeordnet werden 
müssen. 

Anderslautende vertragliche Vereinbarun­
gen vorbehalten, fallen in der Regel unter 
anderem folgende im Gesetz genannten 
Verwaltungshandlungen in den Aufgaben­
bereich der Verwaltung:

•	Einberufung und Vorsitz der Stockwerk­
eigentümerversammlung; 

•	Protokollführung und Aufbewahrung 
des Protokolls der Stockwerkeigentümer­
versammlung;

•	Information der Stockwerkeigentümer;
•	Ausführung von beschlossenen bauli­

chen Massnahmen;
•	Buchführung (Erstellung der Bilanz und 

Erfolgsrechnung sowie des Budgets);
•	Verteilung der gemeinschaftlichen Kos­

ten und Lasten auf die einzelnen Stock­
werkeigentümer;

•	Bezahlung der Rechnungen für gemein­
schaftliche Kosten und Lasten;

•	Inkasso der Stockwerkeigentümerbeiträ­
ge;

•	Liquiditätsverwaltung;
•	Verwaltung des Erneuerungsfonds;
•	Anmeldung eines Gemeinschaftspfand­

rechts;
•	Vertretung der Stockwerkeigentümerge­

meinschaft;
•	Aufsicht über die Benutzung von ge­

meinschaftlichen Teilen;
•	Aufsicht über die Einhaltung von Regle­

ment, Hausordnung und Beschlüssen 
der Stockwerkeigentümerversammlung 
durch die einzelnen Stockwerkeigentü­
mer.

Weiter hat die Verwaltung – wie erwähnt – 
von sich aus alle dringlichen Massnahmen 
zur Abwehr oder Beseitigung von Schäden 
zu ergreifen. Zu denken ist hier etwa an 
das Ergreifen von Schutzmassnahmen vor 
einem herannahenden Sturm, die Repara­
tur einer defekten Gasleitung oder die Er­
hebung von Rechtsvorschlag gegen eine 
ungerechtfertigte Betreibung. Das Ergrei­
fen dieser Massnahmen durch den Verwal­
ter ist nur zulässig, wenn Dringlichkeit 
vorliegt. Dies bedeutet, dass ein Beschluss 
der Stockwerkeigentümerversammlung 
nicht rechtzeitig herbeigeführt werden 
kann. 

Auflösung des Verwaltungsvertrags
Ist der Verwaltungsvertrag zeitlich befris­
tet, endet er durch Ablauf der Vertragsdau­
er. Liegt keine zeitliche Befristung vor, 
kann die Stockwerkeigentümergemein­
schaft den Verwaltungsvertrag durch Kün­
digung auflösen. Weiter steht auch dem 
Verwalter das Recht zu, den Vertrag zu 
beenden. Es empfiehlt sich, den Verwal­
tungsvertrag entweder für eine feste Dauer 
jeweils bis zum Datum einer ordentlichen 
Stockwerkeigentümerversammlung abzu­
schliessen oder die Kündigungsfristen und 
-termine so zu vereinbaren, dass ein geord­
neter Übergang auf eine neue Verwaltung 
ermöglicht wird. Das Gesetz sieht in Art. 
712r Abs. 1 ZGB jedoch auch vor, dass die 
Verwaltung unter Vorbehalt allfälliger 
Entschädigungsansprüche durch Beschluss 
der Stockwerkeigentümerversammlung 
jederzeit abberufen werden kann. Liegen 
für die Abberufung des Verwalters wichti­
ge Gründe vor und lehnt die Stockwerkei­
gentümerversammlung einen Antrag auf 
Abberufung ab, so kann gemäss Art. 7124 
Abs. 2 ZGB jeder Stockwerkeigentümer 
innert Monatsfrist die gerichtliche Abbe­
rufung verlangen. 

Ein wichtiger Grund ist jedes Vorkomm­
nis oder Verhalten, welches das Vertrau­
ensverhältnis so schwer belastet, dass die 
Weiterführung des Vertragsbeziehung 
nach Treu und Glauben unzumutbar ist. 
Dies kann zum Beispiel das Eingehen ei­
nes gravierenden Interessenkonflikts zwi­
schen der Verwaltung des Stockwerkeigen­

tums und den Privatinteressen des 
Verwalters, eine andauernde Weigerung, 
Vertragspflichten zu erfüllen oder ein schi­
kanöses und verletzendes Verhalten gegen­
über von Stockwerkeigentümern sein.

Fazit
Zusammenfassend kann festgehalten wer­
den, dass die Aufgaben der Verwaltung von 
Stockwerkeigentum vielschichtig sind und 
eine hohe fachliche Kompetenz erfordern. 
Es empfiehlt sich daher, der Auswahl der 
Verwaltung und der Ausgestaltung des Ver­
waltungsvertrags genügend Aufmerksam­
keit zu schenken und – falls nötig – recht­
liche Unterstützung beizuziehen. 


